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a) Will der Patient eines Krankenhauses vom Träger der (hier 
in Mecklenburg-Vorpommern gelegenen) Klinik die Adresse 
eines Mitpatienten erfahren, damit er gegen diesen einen de- 
liktischen Schadensersatzanspruch wegen einer während des 
Krankenhausaufenthalts begangenen vorsätzlichen Körper­
verletzung geltend machen kann, so ist der Krankenhausträ­
ger grundsätzlich zur Auskunft verpflichtet. Insoweit über­
wiegt bei der im Rahmen des § 35 Abs. 1 Nr. 3 LK H G  M-V 
vorzunehmenden Interessenabwägung regelmäßig das Aus­
kunftsinteresse des Geschädigten das Datenschutzinteresse 
des Schädigers.
b) Ist die geforderte Mitteilung der Anschrift des Mitpatien­
ten nach dieser Vorschrift erlaubt, scheidet eine Strafbarkeit 
der die Auskunft erteilenden Person nach § 203 Abs. 1 Nr. 1,
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dass der Auftraggeber eine als Sicherheit für Mängelansprü­
che erhaltene Bürgschaft nach Ablauf der zweijährigen Si­
cherungszeit nicht (mehr) zurückhalten darf, wenn diese 
Mängelansprüche verjährt sind und der Auftragnehmer die 
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Durch das Bespielen eines zum Aufnehmen von Tondoku­
menten geeigneten und bestimmten Tonbandes allein wird 
keine neue Sache im Sinne des § 950 Abs. 1 BGB hergestellt.
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Ein Vergleich nach § 278 Abs. 6 Satz 1 Fall 2 ZPO kann nur durch 
Annahme des schriftlichen Vergleichsvorschlags des Gerichts 
mit Schriftsatz der Parteien wirksam geschlossen werden......  219

a) Ist die Festsetzung eines Höchstpreises für die Lieferung 
von Trinkwasser durch die Kartellbehörde nach Auffassung 
des Beschwerdegerichts teilweise rechtswidrig, muss das G e­
richt grundsätzlich auch bezüglich des übrigen Teils der Ver­
fügung die Entscheidungsreife herstellen. Es darf im Regelfall 
nicht stattdessen die Verfügung in vollem Umfang aufheben 
und die Sache an die Kartellbehörde zurückverweisen.
b) Bei der Ermittlung des wettbewerbsanalogen Preises für 
die Lieferung von Trinkwasser nach § 31 Abs. 4 Nr. 3 GWB 
können die Grundsätze der Strom- und der Gasnetzentgelt­
verordnung auch nur teilweise herangezogen werden.
c) Verletzt ein Unternehmen seine Mitwirkungspflichten in
einem Kartellverwaltungsverfahren, können daraus im Rah­
men der freien Beweiswürdigung für das Unternehmen nach­
teilige Schlüsse gezogen werden. (»Wasserpreise Calw II«).... 229
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Wenn minderjährige Mitglieder eines Amateursportvereins 
von ihren Familienangehörigen oder Angehörigen anderer 
Vereinsmitglieder zu Sportveranstaltungen gefahren wer­
den, handelt es sich grundsätzlich -  auch im Verhältnis zum 
Sportverein -  um eine reine Gefälligkeit, die sich im außer­
rechtlichen Bereich abspielt, sodass Aufwendungsersatzan­
sprüche gegen den Verein (hier: Ersatz eines Verkehrsunfall­
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